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28.05.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2024/07/0034 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2016/09/0009 E 28. März 2017 RS 14 (hier ohne den ersten und den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Für eine Befangenheit reicht es aus, wenn der Anschein einer Voreingenommenheit entstehen kann. Das 
Wesen der Befangenheit besteht in der Hemmung einer unparteiischen Entschließung durch unsachliche 
psychologische Motive, wobei das Element der Unsachlichkeit nicht schlechthin, wohl aber in Bezug auf 
die konkreten, vom Sachverständigen zu beurteilenden Fachfragen beurteilt werden muss; von 
Befangenheit ist insbesondere dann zu sprechen, wenn die Möglichkeit besteht, dass ein Organ durch 
seine persönliche Beziehung zu der den Gegenstand einer Beratung und Beschlussfassung bildenden 
Sache oder zu den an dieser Sache beteiligten Personen in der unparteiischen Amtsführung bzw. in einem 
unparteiischen Tätigwerden beeinflusst sein könnte (vgl. E 22. Juni 2016, Ra 2016/03/0027). Das VwG 
kann diese Problematik dadurch vermeiden, dass es insbesondere nicht dieselbe Amtssachverständige zur 
Erstattung eines Gutachtens im verwaltungsgerichtlichen Verfahren bestellt, die bereits im Verfahren vor 
dem revisionswerbenden Bundesdenkmalamt tätig war. 
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